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Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 19. August 1970 

IV/1 - 68070 -E- So 3/70 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Unterrichtung der gesetzgebenden Körperschaften ge- 
mäß Artikel 2 des Gesetzes zu den Gründungs vertragen 
der Europäischen Gemeinschaften 
hier: Handelspolitik in der 

Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes zu den Verträgen vom 
25. März 1957 zur Gründung der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft (EWG) und der Europäischen Atomgemeinschaft 
(EAG) vom 27. Juli 1957 übersende ich als Anlage den Vor- 
schlag der Kommission der Europäischen Gemeinschaften für 

eine Verordnung des Rates zur Festlegung der Sonderbe- 
stimmungenr die bei der Einfuhr von unter die Verordnung 
(EWG) Nr. 1059/69 fallenden Waien mit Ursprung in der 
Vereinigten Republik Tansania, der Republik Uganda und 
der Republik Kenia, Partnerstaaten der Ostafrikanischen 
Gemeinschaft, anwendbar sind. 

Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der 
Kommission der Europäischen Gemeinschaften vom 16. Juni 1970 
dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Gemein- 
schaften übermittelt worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirt- 
schafts- und Sozialausschusses zu dem genannten Kommissions- 
vorschlag ist nicht vorgesehen. 

Mit der alsbaldigen Verabschiedung des Kommissionsvorschla- 
ges durch den Rat ist zu rechnen. 

Zur Information wird gleichzeitig die von der Kommission der 
Europäischen Gemeinschaften zu ihrem Vorschlag übermittelte 
Begründung beigefügt. 


Für den Bundeskanzler 
Der Bundesminister für besondere Aufgaben 

Horst Ehmke 


Druck: Buchdruckerei R. Madel, 5307 Wachtberg- Villip 
Alleinvertrieb Dr. Hans Heger, 53 Bonn-Bad Godesberg 1 
Postfach 821, Goethestraße 54, Telefon 6 35 51 
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Vorschlag einer Verordnung des Rates 
zur Festlegung der Sonderbestimmungen, die bei der Einfuhr 
von unter die Verordnung (EWG) Nr. 1059/69 fallenden Waren 
mit Ursprung in der Vereinigten Republik Tansania, der 
Republik Uganda und der Republik Kenia, Partnerstaaten der 
Ostafrikanischen Gemeinschaft, anwendbar sind 

(Von der Kommission dem Rat vorgelegt) 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN -- 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, 

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 1059/69 
des Rates vom 28. Mai 1969 zur Festlegung der 
Handelsregelung für bestimmte, aus landwirtschaft- 
lichen Erzeugnissen hergestellte Waren ^), in der 
Fassung der Verordnung (EWG) Nr. 2520/69“), ins- 
besondere auf Artikel 12, 

auf Vorschlag der Kommission, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

In dem am 24. September 1969 Unterzeichneten 
Abkommen zur Gründung einer Assoziation zwi- 
schen der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft und 
der Vereinigten Republik Tansania, der Republik 
Uganda und der Republik Kenia ist vorgesehen, 
daß die Gemeinschaft die Einfuhrregelung für die 
bei der Einfuhr in die Europäische Wirtschaftsge- 
meinschaft wegen der Durchführung der gemeinsa- 
men Agrarpolitik einer besonderen Regelung unter- 
liegenden Erzeugnissen mit Ursprung in diesen 
Staaten festlegt, falls diese Staaten ein wirtschaft- 
liches Interesse an deren Ausfuhr haben; diese Ein- 
fuhrregelung soll günstiger sein als die allgemeine 
Regelung für die gleichen Erzeugnisse mit Ursprung 
in dritten Ländern. 

Auf Grund einer entsprechenden Verpflichtung 
der Gemeinschaft gegenüber den assoziierten afrika- 
nischen Staaten und Madagaskar ist durch die Ver- 
ordnung (EWG) Nr. 520/70 des Rates vom 17. März 
1970, die die besonderen Einfuhrbestimmungen für 
die der Verordnung (EWG) Nr. 1059/69 unterliegen- 
den Waren mit Ursprung in den assoziierten afri- 
kanischen Staaten und Madagaskar sowie den über- 
seeischen Ländern und Gebieten ^) enthält, die Er- 
hebung des im Zolltarif festgelegten Teilbetrags 
unter Beibehaltung der Erhebung des beweglichen 
Teilbetrags nach Maßgabe der Bestimmungen der 
Verordnung (EWG) Nr. 1059/69 entfallen; die Ver- 
ordnung sieht darüber hinaus vor, daß der beweg- 
liche Teilbetrag bei den Waren der Tarifstellen 
17.04 C und 18.06 C und der Tarifnummer 19.04 des 


Gemeinsamen Zolltarifs, d. h. Waren, die gegen- 
wärtig von den Partnerstaaten der Ostafrikanischen 
Gemeinschaft nicht ausgeführt werden, nicht er- 
hoben wird. 

Die Gemeinschaft kann ihrer Verpflichtungen ge- 
genüber den Partnerstaaten der Ostafrikanischen 
Gemeinschaft dadurch nachkommen, daß bei der Ein- 
fuhr der betreffenden Waren eine Regelung ange- 
wandt wird, bei der die Erhebung des festen Teil- 
betrags entfällt und der bewegliche Teilbetrag ent- 
sprechend den Bestimmungen der Verordnung 
(EWG) Nr. 1059/69 erhoben wird. 

Diese Maßnahmen müssen bis zum 31. Januar 
1975, dem Zeitpunkt für das Auslaufen des Ver- 
trages vom 24. September 1969, angewandt werden. 

Die ostafrikanischen Staaten sind konsultiert 
worden — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 
Artikel 1 

Bei der Einfuhr der unter die Verordnung (EWG) 
Nr. 1059/69 fallenden Waren mit Ursprung in den 
Partnerstaaten der Ostafrikanischen Gemeinschaft 
wird 

a) kein fester Teilbetrag erhoben; 

b) ein beweglicher Teilbetrag erhoben, der nach 
Maßgabe der genannten Verordnung festgesetzt 
wird. 

Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am in Kraft '^). 

Sie gilt bis zum 31. Januar 1975. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen ver- 
bindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


9 Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 141 
vom 12. Juni 1969, S. 1 

2) Amtsblatt der Europäischen Gemeinsdiaften Nr. L 317 
vom 18. Dezember 1969, S. 1 

8) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 65 
vom 21. März 1970, S. 6 

4) Datum des Inkrafttretens des Vertrages 


Geschehen zu Brüssel, am 
Im Namen des Rates 
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Der Präsident 
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Begründung 


Das Abkommen zur Gründung einer Assoziation 
zwischen der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 
und der Vereinigten Republik Tansania, der Repu^ 
blik Uganda und der Republik Kenia sieht vor, daß 
die Gemeinschaft für die Erzeugnisse, die bei der 
Einfuhr in die Gemeinschaft wegen der Durchfüh- 
rung der gemeinsamen Agrarpolitik einer besonde- 
ren Regelung unterliegen, und an deren Ausfuhr die 
betreffenden Staaten ein wirtschaftliches Interesse 
haben, eine Einfuhrregelung für die Erzeugnisse mit 
Ursprung in diesen Staaten festlegt, die günstiger 
ist als die allgemeine Regelung für die gleichen 
Erzeugnisse, die aus dritten Staaten eingeführt 
werden. 

Die Verordnung (EWG) Nr. 1059/69 des Rates vom 
28. Mai 1969, in der die Handelsregelung für be- 
stimmte, aus landwirtschaftlichen Erzeugnissen her- 
gestellte Waren festgelegt ist, ist eine direkte 
Folge des Inkrafttretens der gemeinsamen Landwirt- 
schaftspolitik. Es ist notwendig, die besonderen Be- 
stimmungen für die Einfuhr der dieser Verordnung ' 
unterliegenden Waren mit Ursprung in der Ver- 
einigten Republik Tansania, der Republik Uganda 
und der Republik Kenia unter Berücksichtigung des i 
wirtschaftlichen Interesses der genannten Staaten I 
an der Ausfuhr dieser Waren festzulegen. 

Die von der Gemeinschaft eingegangene Verpflich- 
tung gegenüber der Vereinigten Republik Tansania, 
der Republik Uganda und der Republik Kenia ent- 
spricht der Verpflichtung gegenüber den assoziier- 
ten afrikanischen Staaten und Madagaskar; die 


vom Rat im Hinblick auf die Verpflichtung festzu- 
legenden besonderen Bestimmungen können daher 
die gleichen sein, die zugunsten der assoziierten 
afrikanischen Staaten und Madagaskar in der Ver- 
ordnung (EWG) Nr. 520/70^) festgelegt worden sind. 

Unter Berücksichtigung der Tatsache, daß die Waren 
der Tarifstellen 17.04 C und 18.06 C sowie der 
Tarifstelle 19.04 des Gemeinsamen Zolltarifs, für 
die durch die genannte Verordnung auch die Er- 
hebung des beweglichen Teilbetrages fortfällt, ge- 
genwärtig von der Vereinigten Republik Tansania, 
der Republik Uganda und der Republik Kenia nicht 
ausgeführt werden, ist es nicht erforderlich, die 
gleiche Freistellung auch für diese Staaten vor- 
zusehen. 

Der vorliegende Vorschlag einer Verordnung sieht 
daher für die Einfuhr in die Gemeinschaft der 
Waren, die unter die Verordnung (EWG) Nr. 1059/ 
1969 fallen und ihren Ursprung in diesen Staaten 
haben, vor: 

a) den Fortfall des festen Teilbetrags für diese 
Waren, 

b) die Erhebung des beweglichen Teilbetrags unter 
den normalen Bedingungen. 


1) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 141 
vom 12. Juni 1969, S. 1 

2) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 65 
vom 21. März 1970, S. 6 
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